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Vorwort


Die Entstehung dieses Buches


Mein früheres Leben hat mich zu diesem Buch verleitet und inspiriert. Das Ganze kommt mir wie ein Déjà-vu, vor. Ich hatte früher unter dem kommunistischen Regime leiden müssen, wurde verfolgt, eingesperrt und vieles mehr. Ich war dankbar diesem Land, das es mich aufgenommen hat, allerdings hielt ich mich an die Gesetzte, Sitten und Regeln. Was mich allerdings auf die Palme bringt, ist als Erstes unsere Flüchtlingspolitik und auch unsere Politiker selbst. Nach langen Recherchen die ich mühsam zusammen erarbeitet habe und durch die eigenen Erfahrungen, seit dem die Millionen Flüchtlinge und damit der Terror und die Gewalt sich bei uns breitgemacht haben, bin ich zu dem Entschluss gekommen, dieses Buch zu schreiben und zu veröffentlichen. Hier geht es darum, wie wir belogen und betrogen werden, von der eigenen Regierung. Wir dürfen nicht zulassen, dass wir gejagt werden. Und unsere Frauen und Mädchen sind kein Freiwild für die Fremde Welt da draußen. Und für die muslimischen Männer schon gar nicht. In Deutschland und allgemein in Europa, gilt die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau und aus diesem Grund, verlangen wir den nötigen Respekt. Wer das nicht akzeptiert, der kann Deutschland verlassen. Wir sind das Volk.


In den Jahren 2013 und 2014 wurden in Deutschland nur einer von drei Asylbewerbern anerkannt. Dadurch ist behördlich und letztinstanzlich vor Gericht festgestellt, dass die überwiegende Mehrheit das Asylrecht für eine illegale Einreise in die Sozialsysteme missbraucht hat. Milliarden Kosten sind für den Steuerzahler entstanden und werden Jahr für Jahr weiter anfallen, denn ein Kartell aus Politik, Flüchtlingsorganisationen und Medien verhindern, geltendes Recht umzusetzen. Duldung statt Abschiebung lautet die Parole ‒ die Zeche zahlt der Bürger.


Hierbei ist immer wieder darauf hinzuweisen, dass die ganz überwiegende Mehrheit der Migranten rechtswidrig hier ist und auch keine Chance auf eine Aufenthaltserlaubnis hat. Ich widme dieses Buch, Al denjenigen die immer noch daran glauben, dass es alles gut wird und „Wir schaffen das“, aber auch allen anderen die Ihr Vaterland Deutschland nicht aufgegeben haben und bereit sind dafür zu kämpfen. Wir sind das Volk und wir haben die Macht. Die Politiker haben wir gewählt. Führen wir uns auch dementsprechend so, wie unser Grundgesetz es auch fordert. Die Politiker müssen für das deutsche Volk stehen.




Die Herrin der Flüchtlinge


„Die Schleuserin“


Von Gräfin von Lauerhoff
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KAPITEL 1


Was den Bürger verschwiegen wird.


Selbst der EU-Kommission werden Deutschlands ständige Rechtsverstöße in der Flüchtlingskrise jetzt zu bunt. Zwar hat die EU Kommission, letztes Jahr gegen insgesamt 19 Mitgliedsstaaten Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet, jedoch meist wegen ungenügender Unterbringung, hygienischen Standards, Verpflegung und Vergleichbarem, dass dagegen ein Staat wegen zu laschem Umgang mit den Flüchtlingsmassen verklagt wird, dürfte einzigartig bleiben. Zumindest hofft man das. Aber die Realität schaut anders aus. Und wie schaut es Anfang 2017 aus?


Die Zahlen sind eindeutig, zum 31. Dezember 2014 waren 154.191 abgelehnte Asylbewerber, ausreisepflichtig. Abgeschoben wurden im gesamten Jahr lediglich 10.884 Ausländer, in dieser Statistik sind aber auch Migranten mit abgelaufenem Visum und Aufenthaltserlaubnis erfasst. Selbst dies ergibt einen Saldo von 143.307 Asylbewerbern, die zuvor bereits durch alle Gerichtsinstanzen geklagt haben, aber weiterhin durch Landesund Kommunalpolitiker im Land geduldet werden. So stellt man sich hier die Frage, mit welchem Recht, werden, diese „Fremde“ in unserem Land geduldet? Wer gibt dem Staat das Recht, die eigenen Bürger, das deutsche Volk, unsere Steuerzahler, in großer Gefahr zu bringen, sodass Recht und Ordnung und auch die 10 wichtigsten Artikel unseres Grundgesetztes missachtet werden?


Und warum lassen wir, die Bevölkerung samt Regierung zu, dass ausländische, meist muslimische und auch afrikanische männliche Flüchtlinge, die sich illegal Zutritt verschaffen, sowohl in Europa und auch nach Deutschland, sich gegen unsere Gesetzte zu stellen. Unser Grundgesetz steht über alles, auch ein Gott kann dieses nicht ändern. Egal welcher Name der trägt. Egal ob die Göttin Shiva, Budha, Gott, Jesus oder Allah. Es gibt nur ein Gott.


Und wenn wir hier von Gott sprechen, dann meinen wir den christlichen und nicht der islamisierten. Wir sind Europäer und werden es auch bleiben. Wir sind Demokraten und werden es auch bleiben. Deswegen dürfen wir nicht zulassen, dass eine einzige Frau unser Land zerstört. Wir müssen zusammen halten und für unsere Rechte kämpfen. Und wer das immer noch nicht verstanden hat, der soll und muss Deutschland verlassen.


Wir sind Deutschland!!





KAPITEL 2


Das Grundrecht in Deutschland.


Das Grundrecht in Deutschland ist das oberste Gebot und die Grundlage für ein gerechtes Leben und die Gleichgestellung zwischen Mann und Frau. Und dieses Grundgesetz ist nicht verhandelbar. Wer dieses nicht anerkennt, der muss Deutschland verlassen, ohne Wenn und Aber, ob freiwillig oder mit Hilfe unseren Ordnungshüter.


Art. 1 [Schutz der Menschenwürde](1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.


(2) Das deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.


(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.


Die Menschenwürde wird hier als Grundlage für das Wertesystem der Verfassung festgelegt. Sie kann als eine Art Leitmotiv betrachtet werden, das praktisch bei allen anderen Artikeln im Hintergrund steht. Der Schutz und die Achtung, der Menschenwürde stellt die Basis aller staatlichen Gewalt dar. Die menschliche Würde erstreckt sich zunächst von der Geburt bis zum Tode eines Menschen, kann jedoch sogar auf Embryonen und über den Tod hinaus ausgedehnt werden, sollte es erforderlich sein.


BVerfG: "Es widerspricht der menschlichen Würde, den Menschen zum bloßen Objekt im Staat zu machen." Auf dieser Grundlage gibt es einige typische Fälle, die die Menschenwürde verletzen. Darunter fallen u.a. Folterungen, systematische Demütigungen oder Erniedrigungen sowie bewusste Verletzungen des seelischen Zustandes eines Menschen. Das kann durch die Verwendung eines Lügendetektors oder Hypnose durch staatliche Organe geschehen. Selbst bei Einverständnis der Betroffenen bleiben derartige Handlungen verboten. Auf die Menschenwürde kann folglich nicht verzichtet werden, man kann sie auch freiwillig nicht von sich weisen.


Hervorzuheben ist, dass das obige Grundrecht nur vor schweren Eingriffen durch staatliche Institutionen schützt. Die Verurteilung zu Bußgeldern, die polizeiliche Überwachung einer Person im Zusammenhang mit Ermittlungen oder die Meldepflicht bei bestimmten staatlichen Behörden dienen dem Schutz der öffentlichen Ordnung und der Allgemeinheit. Nicht jede Anordnung, die die Freiheit des Menschen in gewissen Bereichen einschränkt, stellt also einen rechtswidrigen Eingriff in die Menschenwürde dar. So werden beispielsweise auch an die Verhältnisse in Gefängnissen, insbesondere bei lebenslangen Freiheitsstrafen, sehr strenge Anforderungen gestellt, um der Menschlichkeit stets in genügendem Maße Rechnung zu tragen.


Art. 2 [Allgemeines Persönlichkeitsrecht](1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.


(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.


Das allgemeine Persönlichkeitsrecht schützt den Einzelnen zunächst vor Eingriffen in den engeren persönlichen Lebensbereich. Dieser gliedert sich in drei verschiedene Teile:


Die Intimsphäre zielt auf den unantastbaren Bereich jeder Person ab, auf den die öffentliche Gewalt keinen unmittelbaren Einfluss ausüben darf. In diese Kategorie fallen z.B. das Briefgeheimnis oder die Schweigepflicht von Ärzten und Rechtsanwälten. Eine Verletzung dieser Pflichten, steht in Deutschland auf der Basis des Artikels 2 Grundgesetz unter Strafe.


Die Privatsphäre betrifft vor allem das Leben innerhalb der Familie, die als Grundlage des gemeinsamen Zusammenseins einem besonderen Schutz unterliegt. So ist beispielsweise die Erziehung der Kinder das natürliche Recht der Eltern. Eingriffe in dieses Recht sind nur dann zulässig, wenn die Erziehung durch Mutter und Vater offensichtlich fehlzuschlagen droht.


Die Unverletzlichkeit der Wohnung fällt grundsätzlich ebenfalls in diese Kategorie, ist aber wegen der besonderen Wichtigkeit in einem separaten Grundrechtsartikel (Artikel 13 Grundgesetz) geregelt.


Die individuell- und Sozialsphäre bezieht sich größtenteils auf das Ansehen und den Ruf des Menschen bei Behörden sowie in der Öffentlichkeit. Ein Beispiel stellt das Recht am eigenen Bild dar: Ohne vorherige Genehmigung einer Person darf dessen Foto nicht publik gemacht werden (es sei denn, es handelt sich um Politiker, Prominente oder ähnlich bekannte Persönlichkeiten). Eingriffe sind hier aufgrund des direkten Bezugs nach außen unter weniger strengen Voraussetzungen möglich.


Weiterhin garantiert das Recht der freien Entfaltung der Persönlichkeit die allgemeine Handlungsfreiheit. Jeder kann demnach tun und lassen, was er will. Die Eigengestaltung der persönlichen Lebensführung wird damit abgedeckt. Die Grenzen dessen sind jedoch an der Stelle erreicht, wo andere Leute in ihren Rechten betroffen oder verletzt werden. Sollte das Handeln eines Menschen andere Leute in ihrer Gesundheit oder ihrem Eigentum beeinträchtigen, kann man sich demnach nicht auf das Recht "tun, was man will" berufen.


Ähnliches gilt, wenn gegen ein Gesetz verstoßen wird. Damit kommt der Staat teilweise seiner Fürsorgepflicht für die Bürger nach. Selbst wenn beispielsweise ein Autofahrer meint, sich im Auto nicht anschnallen zu müssen, zwingt ihn der Gesetzgeber dazu. Eine weitere Einschränkung der Handlungsfreiheit bilden die allgemein anerkannten Gesellschafts-, Kultur- und Moralvorstellungen. Ein passendes Beispiel stellt in diesem Zusammenhang der Exhibitionismus dar. Exhibitionisten stellen die Werte anderer Menschen in Frage und dürfen sich daher öffentlich nicht frei "entfalten". In die Freiheit des Menschen darf nur auf der Grundlage eines Gesetzes eingegriffen werden. Freiheitsentziehungen oder Gefängnisstrafen besitzen dabei einerseits einen erzieherischen Charakter, andererseits stellen sie einen Schutz der Allgemeinheit dar.


Art. 3 [Gleichheit vor dem Gesetz](1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.


(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.


(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.


Dieser Artikel steht unter dem Motto "Gleiches muss gleich, Ungleiches seiner Eigenart nach ungleich behandelt werden." Der Sinn und Zweck der Sache ist, willkürliches Handeln bei Behörden und in der Justiz zu unterbinden. Vergleichbare Situationen müssen die gleichen oder zumindest ähnlichen Konsequenzen nach sich ziehen. Das kann bei Gerichtsverhandlungen sein oder auch nur bei einem behördlichen Verwaltungsakt. Dieses Grundrecht soll eine angemessene und gerechte Behandlung aller Bürger gewährleisten.


Weiterhin garantiert Artikel 3 Grundgesetz, die Gleichberechtigung von Mann und Frau. Das bezieht sich vor allem auf die Arbeit bzw. Arbeitsleistung von Frauen. So ist z.B. die Arbeit der Frau in Familie und Haushalt grundsätzlich der Leistung des Mannes im Beruf gleichzustellen. Weiterhin dürfen Frauen im Beruf gegenüber Männern nicht benachteiligt werden. Sollten sie beispielsweise bei der Besetzung von Stellen, bei der Entlohnung oder in Kündigungsfällen schlechter behandelt werden als männliche Kollegen, bestehen zum Ausgleich Entschädigungsansprüche.


Die gesetzliche Verpflichtung zum Abbau gesellschaftlicher Benachteiligungen der Frau hat daneben zu vielen Änderungen vor allem im Bereich des Sozialversicherungs- und Beamtenversorgungsrechts geführt. Zuvor hat auf diesem Gebiet gerade die häusliche Arbeit kaum Anerkennung gefunden. Diese Art von Diskriminierung ist nun durch den Gesetzgeber aufgehoben.


Die Gleichberechtigung von Mann und Frau betrifft auch die Quotenregelung im Beruf. Der letzte Absatz in Artikel 3 Grundgesetz kann praktisch wortwörtlich interpretiert werden. Abstammung, Rasse, Sprache, Behinderungen sowie religiöse oder politische Anschauungen dürfen keine Gründe für Benachteiligungen irgendeiner Form darstellen.


Art. 4 [Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit, Kriegsdienstverweigerung]


(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.


(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.


(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.


Nach Artikel 4 GG ist die Freiheit des (religiösen) Glaubens und des Gewissens unverletzlich. Die Glaubensfreiheit bezieht sich dabei nicht nur auf die innere Freiheit, etwas zu glauben oder nicht zu glauben. Die Freiheit, seinen Glauben zu verschweigen oder öffentlich zu bekennen, wird ebenfalls gewährleistet. "Glauben" bezieht sich sowohl auf religiöse als auch auf weltanschauliche Überzeugungen. Die ungestörte Religionsausübung (z.B. der Besuch des Gottesdienstes in der Kirche) stellt an und für sich nur eine besondere Form dar, seinen Glauben zu bekennen. Der Grund für die explizite Aufführung ist die besondere - auch geschichtliche - Bedeutung.


Artikel 4 GG, umfasst zudem das Recht, sich aus Gewissensgründen gegen den Kriegsdienst mit der Waffe zu weigern. Das bezieht auch die Beteiligung an jeglicher Waffenanwendung mit ein, also den Wehrdienst zu Friedenszeiten.


Fraglich ist allerdings, was als unbedingte Gewissensentscheidung gegen den Kriegsdienst akzeptiert wird. Grundsätzlich zählt nur eine prinzipielle Ablehnung. Eine situationsbedingte Entscheidung gegen einen bestimmten Krieg oder bestimmte Waffen gehört nicht dazu, wohl aber diejenige Entscheidung aus konkreten politischen Situationen heraus: Ist ein Mann der Ansicht, beispielsweise aus der Tatsache der atomaren Aufrüstung heraus den Dienst mit der Waffe nicht mit seinem Gewissen vereinbaren zu können, läge ein prinzipieller Ablehnungsgrund vor. Als zusätzliches Indiz für tatsächliche Gewissensgründe gilt nebenbei die bewusste Inkaufnahme der längeren Dauer des Zivildienstes.


Art. 5 [Recht der freien Meinungsäußerung]


(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.


(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre.


(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.


Dieses Grundrecht bildet eine der Grundlagen jeder Demokratie. Denn erst die Rechte, die mit dem Begriff "Meinung" in unmittelbarem Zusammenhang stehen, ermöglichen einer ständigen geistigen und politischen Entwicklung. Eine besondere Bedeutung kommt dabei den Medien zu: Sie übernehmen bei uns die Aufgabe, über Vorgänge zu informieren, die ansonsten außerhalb der eigenen Wahrnehmung liegen (z.B. politisches Geschehen in Deutschland). Freie und unzensierte Informationsquellen bilden daher die Basis jeglicher Meinungsbildung. Jeder besitzt generell das Recht, seine Meinung frei und unzensiert zu äußern. Unter Meinung versteht man das Ergebnis rationaler Denkvorgänge, nicht nur die Wiedergabe von Tatsachen. Charakteristisch für die eigene Meinung ist folglich die Bewertung bzw. Beurteilung einer Tatsache.


Der freien Meinungsäußerung sind allerdings gewisse Grenzen gesetzt. Wenn beispielsweise ein hochrangiger Offizier der Bundeswehr in herablassender Art und Weise öffentlich den Verteidigungsminister kritisiert, verstößt er damit gegen das Gebot der Mäßigung und Zurückhaltung (§ 10 Abs. 6 Soldatengesetz). Er darf hier seine Meinung also nicht beliebig publik machen. So verhält es sich in allen Fällen, wenn mit der Äußerung der eigenen Ansicht gegen ein allgemeines Gesetz verstoßen wird.


Der Schutz der Jugend stellt eine weitere Schranke der Meinungsäußerung und Informationsverbreitung dar. Der Kontakt von Jugendlichen mit z.B. verbrechens- oder kriegsverherrlichendem Material würde dem obigen Grundsatz widersprechen und ist daher verboten. Das Recht der persönlichen Ehre schützt den Einzelnen vor Beleidigungen o.ä. Demütigungen. Sobald man durch die Meinungsäußerung in die Ehre eines Menschen eingreift, bewegt man sich folglich auf dem Gebiet dessen, was durch Artikel 5 GG untersagt wird.


Die Freiheit der Kunst bezieht sich in der Hauptsache auf die allgemein anerkannten Gegenstände der Kunst (Musik, Theater, Malerei etc.). Wesentlich ist dabei die freie, schöpferische Gestaltung, die unmittelbar die Persönlichkeit des Künstlers ausdrückt. Geschützt wird auf der einen Seite die künstlerische Betätigung selbst, auf der anderen Seite auch die Veröffentlichung und Darbietung des Kunstwerkes. Voraussetzung für dieses Recht ist jedoch, dass das Kunstwerk niemanden in seiner Ehre verletzt und in seiner Art nicht gegen Normen verstößt. Als Beispiel dafür lässt sich wiederum kriegsverherrlichender oder rechtspropagandistische Inhalt anführen.


Wissenschaft, Forschung und Lehre müssen in einem gemeinsamen Kontext betrachtet werden. Wissenschaft bildet praktisch den Oberbegriff für Forschung und Lehre. Wissenschaftliche Betätigungen stellen die Grundlage der Erweiterung des Wissenshorizontes dar. Ohne neue Forschungen würde sich die Wissensvermittlung auf das bereits Bestehende beschränken. Um das zu verhindern, sind die Träger des Rechts der Wissenschaftsfreiheit, z.B. Universitäten und die darin beschäftigten Personen, in der Ausübung ihrer Tätigkeit als Wissenschaftler vor staatlichen Eingriffen geschützt. Die Grenze dessen liegt wiederum dort, wo die Rechte anderer betroffen oder Gesetze übertreten werden.


Art. 6 [Ehe, Familie, nichteheliche Kinder]


(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.


(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.


(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen.


(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.


(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.


Die Ehe im Sinne dieses Artikels ist die auf lebenslange Verbindung gerichtete Gemeinschaft zwischen Mann und Frau. Die Gemeinschaft von Eltern mit ihren Kindern stellt eine Familie dar. Diese beiden Institutionen bilden die Grundlage des menschlichen Zusammenlebens im Staat und bedürfen daher auch des besonderen Schutzes vor staatlichen Eingriffen. So ein Eingriff kann z.B. die Ausweisung eines Ausländers sein, der in Deutschland mit einer Deutschen verheiratet ist. Diese Ausweisung wäre im Vergleich zu einem "normalen" Ausweisungsverfahren nur unter wesentlich strengeren Voraussetzungen möglich. Dem Staat kommt die Aufgabe zu, die Ehe bzw. Familie vor Beeinträchtigungen durch Dritte zu schützen. Eine Ehefrau hat beispielsweise ein Recht darauf, dass eine eventuelle Geliebte des Ehemannes aus der ehelichen Wohnung "entfernt" wird und künftige Störungen der Ehe unterlassen. Durch bestimmte steuerliche Vergünstigungen, in deren Genuss nur verheiratete Menschen kommen, fördert Vater Staat die Ehe zusätzlich. Diese finanziellen Gesichtspunkte müssen hauptsächlich vor dem Hintergrund der Förderung von Kindern durch die Eltern betrachtet werden.


Artikel 6 beschäftigt sich zudem mit dem Verhältnis von Kindern zu ihren Eltern. Die Erziehung der Kinder ist ein prinzipielles Recht der Eltern und die "zuvörderst ihnen obliegende Pflicht". Das impliziert, dass auch dem Staat bestimmte Aufgaben bei der Kindererziehung zukommen, vor allem im Rahmen der schulischen Ausbildung. Die elterlichen Pflichten betrachtet er im Sinne eines Beobachters, der vor allem das Wohl des Kindes sicherstellen soll. Aus diesem Grunde kann das Kind im Fall der Verwahrlosung oder des Versagens der Erziehungsberechtigten (und nur in diesen Fällen!) von den Eltern durch behördliche Anordnung getrennt werden. Soll allerdings ein noch nicht volljähriger Junge zum Wehrdienst herangezogen werden, was eine Trennung von den Eltern bedeutet, ist dazu deren Zustimmung notwendig.


Art. 7 [Schulwesen](1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.


(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen.


(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.


(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und unterstehenden Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.


(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht.


(6) Vorschulen bleiben aufgehoben. Artikel 7 des Grundgesetzes stellt das Schulwesen unter die Aufsicht des Staates. Dazu gehört die Organisation, Planung, Leitung und Beaufsichtigung sowie die Entscheidung über die Errichtung, Änderung und Aufhebung von Schulen. Weiterhin fällt die Bestimmung von Lernzielen und des Unterrichtsstoffes in den Zuständigkeitsbereich des Staates. Das Recht der Eltern, ihre Kinder zu erziehen, und der öffentliche Bildungsauftrag stehen damit gleichwertig nebeneinander. Aus diesem Grund muss die konkrete Ausgestaltung des Unterrichts auch nicht den einzelnen Wünschen der Eltern Rechnung tragen. Mehrheitsentscheidungen der Eltern in Bezug auf die Unterrichtsführung sind ebenfalls nicht möglich, weil bei der Gestaltung des Unterrichts das Gebot staatlicher Neutralität und Toleranz eine wichtige Rolle spielt. Zudem würden die Ansichten andersdenkender Eltern in ungenügendem Maße berücksichtigt. Die Schule darf keinen Schüler in einer bestimmten ideologischen oder politischen Richtung beeinflussen, sondern muss den verschiedenen Meinungen und Denkweisen der Kinder ausreichenden Spielraum lassen.


Durch den Artikel wird zudem deutlich, dass der Staat trotz seines großen Einflusses auf das Bildungswesen kein "Schulmonopol" anstrebt. Private Schulen werden ausdrücklich zugelassen und geschützt bzw. gefördert, schon um der Gefahr der Einseitigkeit der Ausbildung entgegenzuwirken. Da sie dann gewissermaßen Teile des öffentlichen Bildungsauftrages übernehmen, besteht ihrerseits ein Recht auf Privatschulsubventionierung.


Der Religionsunterricht ist als ordentliches Unterrichtsfach definiert (bekenntnisfreie Schulen ausgenommen). Ob ein Kind am Religionsunterricht teilnimmt oder nicht, ist Entscheidungssache der Eltern. Ab dem 14. Lebensjahr besitzt allerdings jeder Schüler die Möglichkeit, sich davon abzumelden (Ausnahmen: in Bayern, dem Saarland und Rheinland-Pfalz erst ab dem 18. Lebensjahr).


Art. 8 [Versammlungsfreiheit]


(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.


(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden.


Die Meinung des Einzelnen zählt nichts, die einer Menge oder Mehrheit hingegen alles. Diese Aussage gilt zwar nicht allgemein, wohl aber auf politischer Ebene. Vor diesem Hintergrund muss Artikel 8 Grundgesetz betrachtet werden. Danach besitzen alle Deutschen das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln. Zusammenkünfte von mindesten drei Personen stellen der herrschenden Meinung nach Versammlungen dar. Sie dienen der gemeinsamen Erörterung von Geschehnissen sowie der Meinungsbildung. Daher muss man dieses Grundrecht in engem Zusammenhang mit Artikel 5 Grundgesetz sehen.


Für Versammlungen in geschlossenen Räumen bestehen praktisch keine Beschränkungen, sie können nach Belieben durchgeführt werden. Die Grenzen sind an der Stelle zu sehen, wo Gesetze übertreten werden. Wenn z.B. neonazistische Gruppen private Treffen abhalten, bei denen sie rechtsradikales Gedankengut verbreiten oder verbotene Lieder singen, können diese Versammlungen von der Polizei aufgelöst werden. Als weitere Einschränkungen sind die Attribute "friedlich" und "ohne Waffen" fixiert. Friedlich bleibt eine Zusammenkunft so lange, wie keine Gewalttätigkeit eintritt oder angestrebt wird. "Ohne Waffen" bezieht sich im Groben auf alle Gegenstände, die zur Verletzung von Personen oder Beschädigung von Sachen geeignet sind und auch bewusst zu einem dieser Zwecke mitgeführt werden. Beispielsweise Baseballkeulen sind nicht von vornherein als Waffen zu betrachten, jedoch können sie schnell in dieser Weise genutzt werden. In diesem Fall wäre eine Versammlung nicht mehr "ohne Waffen".


Grundsätzlich gelten für öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel ähnliche Richtlinien. Allerdings sind sie anmeldepflichtig, allen schon aus dem Grund, um einen geregelten Verlauf für die Teilnehmer zu sichern. Zudem besitzen staatliche Organe wie Polizei oder Bundesgrenzschutz die Möglichkeit, sie aufgrund eines Gesetzes durch richterliche Anordnung verbieten zu lassen. Gründe dafür stellen u.a. die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung dar, wie sie oft bei Aufmärschen linksautonomer oder rechtsradikaler Gruppierungen vorkommt.


Artikel 8 Grundgesetz, bildet weiterhin die Grundlage für Demonstrationen. Als solche bezeichnet man Veranstaltungen unter freiem Himmel, die der Kundgabe einer in der Regel politischen Meinung dienen.


Art. 9 [Vereinigungsfreiheit]


(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.


(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten.


(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 und Artikel 91 dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur Wahrungsgrund Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt werden.


Zur Gründung eines Vereins oder einer Gesellschaft sind mindestens zwei Personen nötig. Ein Verein unterscheidet sich von bloßen Versammlungen dadurch, dass er auf eine zeitlich längere Dauer ausgerichtet und zweckgerichtet ist. Der Zweck eines Vereines kann in den verschiedensten Lebensbereichen wie Politik, Sport, Kunst, Geselligkeit etc. liegen. Selbst gesetzlich verbotene Zwecke wie beispielsweise die Organisation illegaler Autorennen reichen aus, um einen Verein zu bilden. Dieser unterliegt dann allerdings nicht dem Schutz durch Artikel 9 Grundgesetz. Die Vereinigungsfreiheit gewährleistet nicht nur die Gründung von Vereinen, sondern auch die Funktionsverwirklichung (z.B. das Ausüben von Sportarten) und die Selbstverwaltung. Vereine können damit auf interner Ebene Dinge wie Verwaltung, Vereinssatzung oder die Handhabung von Streitigkeiten regeln.


WICHTIG: Niemand darf gezwungen werden, einem Verein beizutreten. Mitglieder besitzen das Recht auszutreten. Diese beiden Punkte werden ebenfalls durch Artikel 9 Grundgesetzen, garantiert. Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu gründen, wird auch als Koalitionsfreiheit bezeichnet. Sie bildet die Basis von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden. Auf Arbeitnehmerseite zählen die Gewerkschaften zu den bekanntesten und bedeutendsten Koalitionen, auf Arbeitgeberseite lassen sich z.B. der Bund der deutschen Industrie (BDI) oder der Deutsche Industrie- und Handelstag anführen.


Der Artikel verbietet Vereinigungen, deren Zweck oder Tätigkeit sich gegen Strafgesetze richtet. Ebenfalls verboten sind diejenigen Vereine, die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung richten. Grundsätzlich kommt die Infragestellung der Grundsätze der Demokratie, der Presse-, der Versammlungsfreiheit oder der Freiheit der Meinungsäußerung in Betracht.


Das dritte Verbot betrifft Vereinigungen, die sich gegen die Gedanken der Völkerverständigung stellen. Das tritt noch nicht ein, wenn bloß Kritik an fremden Staaten oder an völkerrechtlichen Kontakten geäußert wird, wohl aber, wenn eine Gruppe bewusst den internationalen Frieden beeinträchtigt. Schließlich dürfen Vereine durch ihre Tätigkeit nicht die Rechte Dritter beschneiden: Werden Menschen in für sich negativer Art und Weise betroffen, so entspricht eine Vereinigung nicht den Grundsätzen des Artikels 9 Grundgesetz.


Art. 10 [Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis]


(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.


(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. Dient die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und dass an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.


Artikel 10 Grundgesetz schützt das Briefgeheimnis, das Postgeheimnis und das Fernmeldegeheimnis nach der herrschenden Meinung nach nur gegen Eingriffe der öffentlichen Gewalt.


Die Polizei als staatliche Behörde besitzt beispielsweise keine Berechtigung, ins Postamt zu gehen und pauschal Briefe zu öffnen, um potentielle Straftaten zu entdecken. Das Grundrecht des Brief- und Postgeheimnisses verbietet ein solches Vorgehen. Wenn allerdings ein Kind unerlaubt die Post seiner Mutter öffnet, stellt dieses keine Straftat im Sinne des Artikels 10 Grundgesetzen dar.


Das Briefgeheimnis bezieht sich auf alle im verschlossenen Umschlag versandten Nachrichten. Die öffentliche Gewalt besitzt grundsätzlich keine Berechtigung, in derartige Sendungen, ohne das Einverständnis des Empfängers Einsicht zu nehmen. Postkarten hingegen sind als unverschlossene Nachrichtenübermittlungen nicht in diesem Maße schutzwürdig. Der Absender zeigt damit, dass er nicht so sehr an der Geheimhaltung interessiert ist.


Das Postgeheimnis erweitert die Vertraulichkeit der privaten Kommunikation insoweit, als dass es nicht nur auf den konkreten Inhalt von Sendungen abzielt. Wer mit wem wann und wo in welcher Art und Weise die Dienste der Post in Anspruch genommen hat, entzieht sich durch die Grundsätze des Postgeheimnisses ebenfalls staatlicher Kenntnisnahme.


Das Fernmeldegeheimnis kann analog zum Postgeheimnis interpretiert werden. Sowohl die Inhalte der Telekommunikation als auch deren Rahmenbedingungen sind als geheim zu betrachten. Die Rahmenbedingungen umfassen dabei die Personen, zwischen denen Fernmeldeverkehr stattgefunden hat, seien es nun über Telefon, E-Mail, Fax oder Ähnliches, den Zeitpunkt sowie die Dauer einer Verbindung. Eine Einschränkung dieses Grundrechtes bildet wiederum die Abwehr von Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung. Steht z.B. eine Person im Verdacht, einen Anschlag auf Politiker verüben zu wollen, darf die Polizei oder der Verfassungsschutz sie mit einer entsprechenden Genehmigung überwachen. Telefonate können dann abgehört, Postsendungen kontrolliert werden etc. Eine richterliche Überprüfung findet in aller Regel nicht statt, sondern den Beschluss dazu fasst eine Kontrollkommission des Deutschen Bundestages.


Damit das Grundrecht nicht in Vergessenheit gerät, sollten wir alle miteinander vor Augen halten, was wir haben und wie wir das alles schätzen können uns sollen. Daher ist es unausweichlich, dass wir gegen all diejenigen die unser Land erobern, zerstören oder in einem anderen religiösen Glauben konvertieren wollen, zu Wehr setzten und erst gar nicht über Forderungen verhandeln.


Und nun zurück zum wesentlichen Thema, das uns zurzeit beschäftigt und wir gemeinsam lösen müssen. Im Jahre 2013 verblieben 131.598 abgelehnte Asylbewerber im Land, 2012 bereits 118 347 Personen. Insgesamt haben sich in den vergangenen Jahren 600.000 abgelehnte Asylbewerber in Deutschland aufgestaut, bestätigt das Bundesinnenministerium auf Anfrage.


Wie es dazu kommen konnte, erklärt ein hochrangiger Mitarbeiter des Innenministeriums: „Deutschland ist zum Hauptzielland für illegale Einwanderer in Europa geworden. Das will niemand zugeben und abschieben will die Flüchtlinge aus Angst vor schlechter Presse auch niemand. Das Abschieben ist nämlich Ländersache, es kostet Geld und sorgt für unschöne Fotos am Flughafen. Der Blick auf die Regierungsverhältnisse in den Landesregierungen ist eindeutig.


Die Landesregierungen von SPD und Grünen sind die Hauptverantwortlichen für die andauernden Rechtsverstöße auf Kosten der Allgemeinheit. Einzig aus ideologischen Gründen widersetzen sich die Politiker geltendem Recht. Es wird schlicht nicht abgeschoben, im Gegenteil, Länder wie Thüringen und Schleswig-Holstein verkünden in dieser angespannten Lage auch noch ein generelles „Winterabschiebeverbot“. Das war Winter 2015-2016.


Neben der merkelschen Willkommenskultur hat sich auch Deutschlands Haltung, selbst rechtskräftig abgelehnte Asylanten nicht abzuschieben, bis in die entferntesten Winkel der Welt rumgesprochen. Dies bildet den Hintergrund eines weiteren wichtigen Anziehungspunktes der Flüchtlingsmassen, gezielt nach Deutschland einzuwandern, „Deutschland zieht auch wegen des relativ niedrigen Abschiebungsrisikos so viel Asylbewerber an. Die Mängel bei der Aufenthaltsbeendigung sind, ein wesentlicher Pull-Faktor.“


Im Klartext heißt das, einmal im gelobten Land angekommen, ist gleichbedeutend mit Bleiberecht für immer. Obwohl keinerlei Asylgrund vorliegt, falsche Angaben gemacht wurden und selbst, wenn dem Einwanderer zwischenzeitlich Straftaten vorgeworfen werden. Eine Abschiebung findet so gut wie nie statt. Allein 2015 und 2016, sind über eine Million zusätzliche Asylanten nach Deutschland gekommen.


Es sieht bei Weitem nicht danach aus, dass die Flüchtlingsmassen in den nächsten Jahren von alleine abebben werden. Sollte eine Landesregierung sich doch mal genötigt sehen, Recht und Gesetz durchzusetzen, lassen Lokalpolitiker, oft aufgewiegelt von steuerbezuschussten Flüchtlingsorganisationen, keine Gelegenheit ungenutzt, sich ins linke Licht zu rücken. „Lokalpolitiker brechen eingeleitete Vollzugsmaßnahmen immer wieder in letzter Minute ab, um eine mögliche negative öffentliche Darstellung zum Abschiebevollzug zu vermeiden“.


Es sind die gleichen rot-grünen Landes-und Kommunalpolitiker, die gegenwärtig lauthals nach Beschlagnahmungen von privaten Immobilien rufen. Die Enteignungen werden auf Basis der jeweiligen Landesordnung- oder Sicherheitsgesetze, notdürftig versucht zu begründen. Bei Gefahr für Leib, Leben und Gesundheit, heißt es dort, könne für Schutzsuchende eine Unterkunft beschlagnahmt werden.


Was ist aus unserer Demokratie, Freiheit, Selbstbestimmung und Meinungsfreiheit geworden? Wo sind unserer Rechte? Man stellt sich diese Frage mehrfach und öfters den je zuvor.





KAPITEL 3


Wie die Bürger in Wahrheit, über Merkels Flüchtlingspolitik denken.


Bevor ich zu den nächsten Kapiteln rüber schreite, war es mehr als notwendig, das Grundgesetz Deutschland, ins Gedächtnis jedes Bürgers hervorzurufen. Allerdings haben unsere Politiker, diese Erfrischung, bitter nötig. Damit die begreifen, wie oft unsere eigene Gesetzte gebrochen werden. Aber Hauptsache wir, die deutschen Bürger dieses Landes, müssen uns an die Regeln halten, ansonsten kann jeder Hunz und Kunz hier in Deutschland tun, was er will. Aber nicht mit uns. Wir müssen wieder Ordnung schaffen. Als Beweis dafür, wie die Bürger über die Flüchtlingspolitik denken, habe ich nach eingehenden Recherchen folgende interessanten Aussagen zusammengestellt.


Einem Bericht vom 28.10.2015 zu folge heißt es: „EU verklagt Deutschland, was für ein Treppenwitz? Muss jetzt Deutschland ins Gefängnis gehen oder bekommt es Bewährung? Das Gurkenkrümmungseichamt soll sich doch selbst anklagen, verurteilen und freiwillig in den Knast gehen… ich würde Energiesparlampen für ihre Zellen spenden.“


Zur Verständigung für alle. Die Namen deren Aussage bzw. Interview abgegeben haben, werden in den nachfolgenden Beiträgen, aus datenschutzrechtlichen Gründen, hier nicht bekannt gegeben und auch nicht veröffentlicht.


Der nächste Bericht und Aussage vom 08.10.2015 lautet wie folgt: „Hätten in dieser Sache (Abschiebung) die dafür Verantwortlichen einen Arsch in der Hose gehabt, dann gäbe es in dieser Sache keinerlei Probleme. Abschiebung muss genauso funktionieren, wie das Willkommensheißen. Und dann wäre es an der Zeit das Grundgesetz einzuhalten. Besonders von den Amtseidleistern.“


Am 07.10.2015, sagte aus: „Das Zauberwort heißt "Duldung". Es wird in den meisten Fällen nicht abgeschoben. Und wenn schon "abgeschoben" wird, sind sie ja bald wieder da. Der US-Anthropologe Ernest Albert Hooton am 04.01.1943 im „Peabody-Magazine“: „Erforderlich ist die Verminderung der deutschen Geburtenrate. Während der Zeit der Besetzung und Überwachung ist die Einwanderung und Ansiedlung Nichtdeutscher zu fördern!“


Am 06.10.2015, sagte aus: „Es sieht fast so aus, als wenn Frau Merkel im Sinne der USA, Deutschland zu destabilisieren will. Möglicherweise um die noch in Teilen vorhandene Postdemokratie völlig abzuschaffen. Denn bei bürgerkriegsähnlichen Zuständen würden ja die Notstandsgesetze greifen. Ein Einsatz der Bundeswehr im Inland wäre dann möglich. Lt. EU Vertrag könnte auch in Teilbereichen die Todesstrafe wieder eingeführt werden. Schon merkwürdig, dass Flüchtlinge die als solche nicht anerkannt werden, hierbleiben können, um den Steuerzahler zu schröpfen.“


Die neuesten Zahlen und Entwicklungen in der Flüchtlingskrise, hinterlassen ein immer drückenderes und schwereres Gefühl in der Magengrube der Deutschen. Wir spüren und wissen, was uns blüht und eigentlich kann nur ein Wunder helfen unserem Schicksal zu entgehen. Wohin man hört oder schaut, die Angst beginnt sich auszubreiten, weil alle wissen, dass ein unaufhaltbarer Stein des Unheils ins Rollen geraten ist.


Unsere Generation stellt vermutlich die letzten Repräsentanten einer untergehenden Wertegesellschaft. Deutschland sollte endlich einen vorläufigen Einreisestopp für Flüchtlinge verhängen, und zwar mindestens solang bis alle momentan hier verweilenden Asylbewerber vollständig erfasst, registriert und dementsprechend verwaltet sind. Im Anschluss sollten nur so viele wie abgeschoben werden, nachrücken dürfen. Eine wirksame Schadensbegrenzung mit Anwendung "Konsequenter Mittel" wäre noch zu schaffen, nur mit Dr. Merkel vermutlich nicht. Ein Hoffnungsträger könnte H. Seehofer sein, weil es zu erwarten ist, dass er sich mit der momentanen Haltung Merkels nicht zufriedengeben wird und eine treibende Kraft für Deutschland stellen könnte. Traurig ist, das es Deutsche gibt die sich von dannen machen und unseren eventuellen Niedergang von fernen Hotelsuiten aus als Zaungäste betrachten und das Vaterland aufgegeben haben.


Noch haben wir unsere Heimat nicht verloren und es ist jedem Mut zu machen: Es lohnt sich, für das was wir haben zu kämpfen, unsere Städte und Häuser, unsere rechtsstaatlichen Demokratischen und Gesellschaftlichen Werte und Errungenschaften. Es lohnt sich unter Mobilmachung all unserer gemeinsamen Kräfte und Möglichkeiten unsere Heimat zu verteidigen und vor dem Sturm der Invasoren zu bewahren. WIR SIND DAS VOLK!!!


Einen nächsten Beitrag vom 05.10.2015 zu folge, sagt aus, „Zwei Albaner sind am Flughafen mit gefälschten rumänischen Pässen erwischt worden. Die Polizei ermittelt. Beide wurden in die Aufnahmestelle Trier gebracht, weil sie äußerten, Asylanträge stellen zu wollen.“


Nun kommen wir zu einem anderen Beitrag, der im Umlauf ist und die Zusammenhänge passen wie die Faust aufs Auge. Warum sonst kursieren diese Gerüchte, die letztendlich doch der Realität näher sind als je zuvor. Man erlebt im alltäglichen Leben, die verschiedenen Menschen, in den verschiedenen Situationen und man stellt fest, jeder oder jede könnte der/die nächste sein, die der Meute zum Opfer wird. Mit der Meute meinen wir selbstverständlich die jungen Männer die in unserem Lande kommen und bilden sich ein, Forderungen zu stellen ohne jemals für unser Land etwas Nützliches getan zu haben.

OEBPS/Images/cover.jpg





